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Weitgehende Übereinstimmung über Strafgesetzbuch 
Der Landtag nahm gestern vormittag die Lesung des umfangreichen Strafgesetzbuches in Angriff 

Der Landtag begann gestern vormittag 
mit der Detailberatung der umfangrei
chen Vorlage zur Schaffung eines neuen 
Strafgesetzbuches. Bis zur Unterbre
chung der Sitzung am Mittag war rund ein 
Drittel der Gesetzesbestimmungen, dar
unter auch die Abschaffung der Todes
strafe und die Einführung der medizini
schen Indikation für den Schwanger
schaftsabbruch, gelesen und durchbera
ten, doch hatte Landtagspräsident 
Dr. Karlheinz Ritter zu Beginn der Sit
zung seine Absicht bekanntgegeben, nur 
einen Teil der Vorlage fertig zu beraten, 
den Rest auf die nächste Landtagssitzung 
zu verschieben. Im weiteren machte er 
die Abgeordneten darauf aufmerksam, 
dass der Landtag am Donnerstag mittag 
in einer nichtöffentlichen Sitzung über 
den derzeitigen Stand beim Kunsthaus 
Vaduz informiert werde. 

Bevor  de r  Landtag  auf  die Beratung 
der  Gesetzes- u n d  teilweise den Regie
rungsantrag geänder te  Kommissionsvor
lage eintrat ,  gab Landtagspräsident 
Dr .  Karlheinz Ri t ter  als Präsident de r  be
ra tenden Kommission eine Erklärung ab ,  
in de r  e r  a u f  die Problematik neue r  Mög
lichkeiten von  Straftaten einging, die in 
d e r  Regierungsvorlage noch nicht vor
handen sind. Konkre t  geht  es v o r  allem 
u m  die Eingriffe in die Fortpflanzung 
beim Menschen,  u m  die Einpflanzung 
von befruchteten Eizellen, u m  Embryo
handel u n d  Genmanipula t ionen.  

Gesetzliche Regelung notwendig 
Diese Bereiche sind weder  in d e r  R e 

gierungsvorlage angesprochen nocht  ha t  
sich die Kommission zu einer Festlegung 
im Gesetz durchringen können ,  weil en t 
sprechende ausländische Vorstellungen 
noch weitgehend fehlen. I m  Kommis
sionsbericht ist jedoch aufgeführt,  dass 
möglichst rasch diese Bereiche in gesetz
geberischer Hinsicht an  die H a n d  genom
m e n  werden  sollten. «Die  Kommission ist 
einhellig d e r  Auffassung, dass eine dies
bezügliche Vorlage d e r  Regierung a n  d e n  
Ländtag insbesondere einige Verbo te ,  
wie namentlich ein Verbo t  d e r  heterolo-
gen Insemination,  d e r  Leihmutterschaft ,  
des Embryohandels  u n d  d e r  In-vitro-Fer-

FBP-Umweltvorstösse 
Die FBP-Frakt ion reichte gestern vor

mittag im Landtag  ein ganzes Paket  von 
umweltpolitischen Vorstössen im Land
tag ein. Diese  Vorstösse sind aus d e n  zu 
diesem Themenbere ich  veranstalteten 
FBP-Klausurtagungen hervorgewachsen. 

E iner  dieser Vorstösse fordert  im Rah
men einer  Motion (wie an  anderer  Stelle 
dargestellt) die Schaffung einer landes
weiten Landwirtschaftszone und nimmt 
damit ein früheres Postulat d e r  FBP-
Fraktion auf .  

I m  weiteren wurden  insgesamt sieben 
Postulate eingereicht,  die von d e r  Bestel
lung e iner  Umweltschutzkommission 
über  die Verbesserung d e r  Umwelterzie
hung bis zu r  Sicherung d e r  Trinkwasser
versorgung u n d  d e r  Verbesserung des  
Gewässerschutzes fordern.  Im weiteren 
befassen sich die Postulate mit d e r  Erstel
lung eines generellen Deponiekonzeptes ,  
de r  Verbesserung d e r  Infrastruktur beim 
öffentlichen Verkehr  u n d  d e r  Erstellung 
eines Konzeptes für  den Landschafts
schutz im Berg- und  Alpengebiet .  

Einzige P la t in -Münze  d e r  Welt  
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tilisation enthal ten sowie j e d e  Verände
rung oder  Beeinflussung einer  Keimzelle 
oder  befruchteten Eizelle un te r  Strafe 
stellen sollte.» 

Erster Teil durchberaten 
D e r  Landtag nahm in d e r  anschlies

senden Detailberatung weitgehend ein
stimmig u n d  ohne  Wortmeldungen 
Kenntnis von den vorgeschlagenen Neu
regelungen. D a s  n e u e  Strafgesetzbuch, 
das  mit grosser Wahrscheinlichkeit an  d e r  
nächsten Landtagssitzung einstimmig ver
abschiedet werden dürfte, lehnt sich a n  
das  österreichische Vorbild aus dem Jah
r e  1975 an. Auch  das noch geltende Straf
gesetzbuch, das revisionsbedürftig war ,  
s tammt aus Österreich. I n  d e m  vom 
Landtag genehmigten Teil legt das Straf
gesetzbuch die Strafbarkeit einer H a n d 
lung, die Notwehr  und das Mass d e r  
Geld- und  Freiheitsstrafen fest. Im weite
r en  sind darin die Bestimmungen ü b e r  die  
Unterbringung von Verurteilten in Straf
anstalten sowie die Regelungen übe r  die  

Strafmilderung enthalten. A b e r  auch ein
zelne Straftaten wie Mord,  Totschlag,  
Entführung o d e r  Nötigung sind im einzel
nen aufgelistet und  umschrieben. 

Schwangerschaftsabbruch und 
Todesstrafe 

Zwei Bereiche, nämlich die Abschaf
fung der  Todesstrafe und  die Regelung 
des Schwangerschaftsabbruchs, haben in 
der  Öffentlichkeit ein gewisses Aufsehen 
erregt. D e r  Landtag folgte gestern jedoch 
dem Kommissionsantrag, d e r  sich mit d e r  
Regierungsvorlage deckt,  womit  die T o 
desstrafe in unserem Lande abgeschafft 
wird. 

Ebenso stimmte d e r  Landtag," aller
dings nur  mit einer Mehrhei t  von 12 Stim
men,  der  medizinischen Indikation b e i m  
Schwangerschaftsabbruch zu. A u s  den  
Voten  d e r  einzelnen Abgeordneten  wur
de  erkennbar ,  dass sie einen Mittelweg 
zwischen dem totalen Verbot  de s  
Schwangerschaftsabbruchs und  e iner  Fri
stenlösung suchten. 

Medizinische Indikation im Gesetz 
Mehrheit des Landtags für  enge Indikation bei Abtreibung 

Der Schwangerschaftsabbruch bleibt in 
unserem Land, ausser im Falle einer me
dizinischen Indikation, grundsätzlich 
strafbar. Der Landtag folgte mit 13 Stim
men dem Antrag der Regierung und der 
parlamentarischen Kommission, an der 
Strafbarkeit des Schwangerschaftsab
bruchs zwar festzuhalten, aber bei Gefahr 
für das Leben der Mutter einen straflosen 
Eingriff zu gestatten. 

Bereits in ihrem A n t r a g  a n  den Land
tag  hatte die Regierung geschrieben, die  
Vorlage halte «aus sittlichen, humanen 
u n d  rechtlichen Gründen» weiterhin a n  
d e r  Strafbarkeit des Schwangerschaftsab
bruchs fest u n d  trete aus diesen Gründen  
n u r  in e inem sehr  eingeschränkten Masse 
für  die Straflosigkeit de r  Abtreibung ein .  
D i e  vorgeschlagene Indikationenlösung 
aus  medizinischer Sicht wurde von d e r  
Landtagskommission, welche das  Straf
gesetzbuch überarbei tet  hat te ,  als e ine  
«ausgewogene Lösung» bezeichnet u n d  
d e m  Plenum zu r  A n n a h m e  empfohlen.  
Nach einer kleinen Debat te ,  in d e r  noch
mals die Problematik e iner  gesetzlichen 
Regelung dieser Frage aufgezeichnet 
wurde,  folgte d e r  Landtag mehrheitlich 
diesem Ant rag .  

Beratung intensivieren 
Hermann Hassler  ( V U ) ,  de r  sich wäh

rend  der  ersten Lesung noch als Verfech
t e r  einer sehr engen Indikationenlösung 
zu erkennen gegeben hat te ,  verfocht dies
mal  eine etwas liberalere Haltung. E r  

Schaffung einer Landwirtschaftszone 
Die FBP-Fraktion reichte gestern im Landtag eine Motion ein 
Die  Schaffung einer landesweiten 

Landwirtschaftszone zum Schutz der 
Landschaft und der Existenzsicherung 
der landwirtschaftlichen Betriebe in 
der Zukunft stellt eine Forderung dar, 
die nicht fallengelassen werden kann. 
D i e  FBP-Fraktion hat in der gestrigen 
Landtagssitzung eine Motion einge
reicht, mit der die Regierung beauf
tragt wird, dem Landtag einen Vor
schlag für den gesetzlichen Schutz einer 
Landwirtschaftszone zu unterbreiten. 

Die erste Forderung zu r  Schaffung 
einer Landwirtschaftszone reicht be 
reits einige Jahre zurück. Die  Regie
rung hat te  das FBP-Postulat  während 
Jahren  nicht beantwortet  und dann die  
Antwor t  gegeben, eine landesweite 
Landwirtschaftszone könne  aus Grün
d e n  d e r  Gemeindeautonomie  nicht ver
wirklicht werden. Trotz dieser abschlä
gigen Antwor t  des damaligen Land
wirtschaftsministers Dr .  Walter  Oehry  
sind die Forderungen nach Verwirkli
chung dieses Postulates nicht ver
s tummt .  

Die FBP-Fraktion hat  nun  zum par
lamentarischen Instrument der  Motion 

gegriffen, um eine Landwirtschaftszone 
durchsetzen zu  können.  F ü r  ihren er 
neu ten  Vorstoss gab die FBP-Fraktion 
die nachstehende Begründung ab :  

Die  Schaffung u n d  d e r  langfristige 
Schutz e iner  Landwirtschaftszone ist 
für die Zukunf t  unseres Landes  lebens
wichtig. Die  Existenzsicherung d e r  
landwirtschaftlichen Betr iebe u n d  die  
Erhal tung de r  vielfältigen, gewachse
nen Kulturlandschaft kann  n u r  durch 
den  gesetzlichen Schutz d e r  noch vor
handenen  Landwirtschaftsflächen ge
währleistet werden.  W ä h r e n d  unsere  
Bevölkerung ständig zunimmt,  wird die 
Kulturfläche immer kleiner. D i e  weite
re  Zersiedlung muss aufgehalten wer
den .  Auch  um einen gewissen G r a d  de r  
Selbstversorgung mit Grundnahrungs
mitteln zu erhalten,  brauchen wir das 
raumplanerische Mittel d e r  Landwirt
schaftszone. In  den  Gesprächen mit 
den Gemeinden und  den  Landwirten 
ist die Notwendigkeit u n d  Bereitschaft 
klar bestätigt worden.  Die  Vorarbei ten 
sollten von de r  Regierung möglichst 
bald abgeschlossen werden u n d  zu ei
n e m  konkreten Vorschlag a n  den 
Landtag  führen.  

wies auf  die sehr  divergierenden Auffas
sungen über den Schwangerschaftsab
bruch in  der  Öffentlichkeit hin. die von 
totalem Verbot bis zur  totalen Freigabe 
reichten. I n  seinen weiteren Ausführun
gen setzte e r  sich für vermehrte  Hilfe und 
Beratung im Sinne de r  Prophylaxe e in .  
damit  Schwangerschaftsabbrüche mög
lichst vermieden werden könnten.  

Auch die FBP-Abgeordnete E m m a  Ei
genmann setzte sich für eine gezielte Be
ratung ein u n d  wies auf  das bereits beste
hende  Beratungsangebot in unserem 
Land hin. 

Verantwortung für Ärzte 
Landtagspräsident Dr .  Karlheinz Rit

t e r  (VU)  wiederholte, dass es  sich bei der  
medizinischen Indikation u m  eine anee-

Attentat auf libyschen 
Ex-Diplomaten 

Wien (AP)  In der  Wiener  Innenstadt 
ist a m  Mittwoch ein ehemaliger libyscher 
Diplomat  auf offener Strasse niederge
schossen worden. Wie ein Polizeisprecher 
mitteilte, wurde d e r  Exdiplomat.  dessen 
Indenti tät  vorerst  nicht bekanntgegeben 
wurde,  schwerverletzt. Eine Fahndung 
nach d e m  Tä te r  wurde  eingeleitet. E r  ist 
nach Angaben d e r  Polizei bekannt.  E s  
soll sich u m  einen Ausländer  handeln.  

messene,  a b e r  keine extreme Lösung 
handle,  wobei dem Arzt eine erhebliche 
Verantwortung zukomme.  Nach seiner 
Auffassung kann sich eine brei te  Bevöl
kerungsschicht de r  getroffenen Indikatio
nenlösung anschliessen. Dr .  Die ter  
Walch (FBP) erklärte,  dass sich die liech
tensteinischen Ärzte  ihrer Verantwor
tung in diesem Bereich bewusst seien und  
auch ihren Willen bekräftigt hä t ten ,  diese 
Verantwortung zu übernehmen .  

Für  eine engere Indikationenlösung 
sprachen sich die VU-Abgeordneten  Pau l  
Kindle und Alfons Schädler aus. die sich 
bei d e r  Abst immung de r  St imme enthiel
ten. Afons Schädler meinte,  nun sei. e in  
erster  Schritt gemacht, womit  d e r  zweite 
Schritt, nämlich die Ausdehnung des Be 
griffs, bereits programmiert  sei. Dieser  
Ansicht stellte d e r  Landtagspräsident die  
Auffassung entgegen,  dass die Gü te rab 
wägung das gefährdete Leben  de r  M ü t t e r  
höher  stelle als das ungeborene Leben .  
Ausserdem sprach e r  sich für  die Abtre i 
bung im Falle eines Verbrechens  aus ,  
wenn die Frau genotzüchtigt worden sei 
und damit die «Frucht e iner  strafbaren 
Handlung» in sich trage.  

Gegen die Ansicht von Alfons Schädler 
wandte  sich auch FBP-Fraktionssprecher 
Josef  Biedermann,  und  Regierungschef-
Stellvertreter Dr.  Herber t  Wille erklär te ,  
dass für  die Regierung nu r  eine medizini
sche Indikation in Frage kommt,  die sich 
klar gegen die anderen Indikationenlö
sungen abgrenze. 

Das Fürstentum Liechtenstein zählt 27399 Einwohner 
Die neuesten Zahlen vom A m t  für  Volkswirtschaft p e r  31. Dezember 1986 - Stärkste Zunahme in Triesen 

eigene Kreation 

DlflmRnT-HflUS 
Vaduz, Herrengasse  27, Tel. 0 7 5 / 2  9 0  9 0  

(Telefondienst rund u m  die Uhr) 

(hoe) - Das Fürstentum Liechtenstein 
zählte per 31.  Dezember 1986 insgesamt 
27 399 Einwohner. Das  sind 323 Personen 
(oder 1,2 Prozent) mehr als zum gleichen 
Stichtag ein Jahr zuvor. Diese Zahlen 
sind dem eben veröffentlichten Bericht 
des Volkswirtschaftsamtes über die 
Wohnbevölkerungsstatistik entnommen. 
D i e  Zahlen sind aufgrund der Meldungen 
(EDV-Speicherung) der Einwohnerkon
trolle der elf Gemeinden mutiert. 

W i e  d e r  interessanten Statistik weiters 
en tnommen werden  kann,  war  im Jahre  
1986 die Bevölkerungszunahme erneut  
höher  als d e r  Geburtenüberschuss.  Das  
bedeutet ,  dass d e r  Zuzug aus dem Aus
land grösser w a r  als die Zah l  d e r  Wegzü
ge. Für  die Gemeinden  Vaduz ,  Planken,  
Gamprin  und  Schellenberg wurde gegen
ü b e r  dem Vorjahrestermin eine jeweils 
niedrigere. Bevölkerungszahl e rhoben.  
Alle anderen Gemeinden  verzeichneten 
Zunahmen ,  die höchste in Triesen mit 
plus 4,5 Prozent  (das sind 137 Personen) 

vo r  Ruggell mit plus 2,7 Prozent  (das sind 
36 Personen) .  

Vaduz mit knapp 5000 Einwohnern 
vor Schaan und Balzers 

Die liechtensteinische Residenz Vaduz  
zählt  trotz Bevölkerungsabnahme a m  
meisten Einwohner ,  nämlich 4920 (Vor
j a h r  4927), gefolgt von Schaan 4757 
(4697) und Balzers 3477 (3460). D i e  an
deren  Gemeinden in d e r  statistischen 
Übersicht :  

Triesen 3180 Personen (3043), Triesen-
berg  2277 (2241), Planken 290 (293), 
Eschen 2844 (2785), Mauren  2713 (2703), 
Gamprin  907 (927), Ruggell 1362 (1326) 
und  Schellenberg 672 (674). 

Nach Landschaften betrachtet  s ind im 
Ober land  1,3 Prozent  u n d  i m  Unte r l and  
1 Prozent mehr  Einwohner  zu verzeich
nen.  Das  jahresdurchschnittliche Bevöl
kerungswachstum beläuft sich für  die  
letzten zehn Jahre  auf 1,2 Prozent .  

Trotz restriktiver Handhabung  de s  
Ausländerzuzugs u n d  d e r  Be teuerung ,  
die Drittelsbeschränkung einzuhalten,  ist 
der  Antei l  d e r  ausländischedn Wohnbe 
völkerung im Jahre  1986 u m  203 Auslän
de r  gewachsen u n d  hat  erstmals die magi
sche Obergrenze von 10000 Personen  
überschritten. D ie  Aufteilung nach H e i 
m a t  ergibt folgendes Bild: Liechtenstei
ne r  17386 (17266) o d e r  63,5 Prozent  
(Vorjahr  63,8 Prozent) ,  Ausländer  10013 
Personen (Vor jahr  9810) o d e r  36,5 P ro 
zent  (Vor jahr  36,2 Prozent).  Gesamthaf t  
ergibt das die  

Einwohnerzahl von Liechtenstein 
mit 27 399 Personen. 

D e r  Ausländeranteil  an  d e r  Wohnbevöl
kerung ha t  sich also von 36,2 au f  36,5 
Prozent  erhöht.  D e r  Geburtenüberschuss 
bei  den Ausländern beträgt 124 (116 Vor
jahr)  Personen u n d  de r  Zuwanderungs-
isaldo 79 Personen, so dass insgesamt 203 
Ausländer  mehr  registriert wurden .  

Anhaltender Trend 
zur Dienstleistung 
Liechtensteins Erwerbsbevölkerung 
im Spiegel der Statistik 

Das  Fürstentum Liechtenstein zählte 
E n d e  1986 total 13 112 Erwerbstät ige.  
Das sind 47,9 Prozent  d e r  Gesamtbevöl
kerung.  Seit d e m  Jahre  1981 h a t  die  E r 
werbsbevölkerung von 12 258 a u f  13 112 
o d e r  u m  1 Prozent  zugenommen.  Diese  
Zahlen sind de r  neuesten Statistik ü b e r  
die Wohnbevölkerung (vom A m t  für  
Volkswirtschaft herausgegeben) en t 
nommen .  

Die  Erwerbsbevölkerung entspricht 
nicht d e r  Gesamtbeschäftigung in  Liech
tenstein. U m  diese festzustellen, wären 
die Grenzgänger  o d e r  Auslandspendler  
(Zupendler  u n d  Wegpendler)  mitzube-
rücksichtigen. 

Von den 13 112 erwerbstätigen Ein
wohnern  sind im pr imären Sektor  (Land-
Forstwirtschaft) un te r  3 Prozent  (2,8) be 
schäftigt, genausoviel wie in d e r  Jahres
statistik 1985. Im sekundären Sektor  (In
dustrie, Handwerk ,  Baugewerbe)  geht 
de r  Antei l  seit E n d e  d e r  60er-Jahre 
trendmässig zugunsten d e s  tert iären 
(3.Sektor,  Dienstleistungen) zurück.  
1986 arbeiteten noch 43,8 Prozent  im se
kundären  Sektor ,  gegenüber  44,1 Prozent 
im Vorjahresvergleich. Bezogen auf  die  
Gesamtbeschäftigung, also a u f  alle inlän
dischen Arbeitsplätze un te r  Mitberück
sichtigung de r  Grenzgänger  beträgt  d e r  
Anteil  a b e r  52,6 Prozent .  I m  Dienstlei
stungssektor, de r  ständig zunimmt,  waren  
1986 total 53,4 (Vor jahr  53,1) Prozent 
beschäftigt, bezogen a u f  die Erwerbsbe
völkerung bzw. 45,2 Prozent  d e r  Gesamt-
beschäftigtenzahl. 
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